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D
ie W

urzeln der heutigen Türkei
Am

 29. O
ktober 1923 rief M

ustafa Kem
al Atatürk die Republik 

Türkei aus. D
iese folgte auf das O

sm
anische Reich, das 1918 

zusam
m

en m
it den verbündeten M

ittelm
ächten (D

eutsches 
Reich, Ö

sterreich-U
ngarn, Bulgarien) kapituliert hatte, w

om
it 

der Erste W
eltkrieg endete. So kam

 es zur Republikgründung:

 · D
ie N

iederlage führte 1920 zum
 D

iktatfrieden von Sèvres, 
der eine Zerstückelung des Landes unter V

erbleib eines 
türkischen R

um
pfstaates vorsah. D

er osm
anische Sultan im

 
besetzten Istanbul w

urde zum
 Statthalter der Siegerm

ächte 
G

roßbritannien, Frankreich und Italien herabgesetzt. V
on 

ihnen hing nun das Ü
berleben der einstigen W

eltm
acht ab. 

 · Im
 Jahr zuvor (1919) w

ar G
riechenland in A

natolien ein-
m

arschiert. M
ustafa K

em
al, Feldherr im

 Ersten W
eltkrieg, 

organisierte die türkische B
efreiungsbew

egung, bildete 
eine N

ationalversam
m

lung und führte in ihrem
 A

uftrag den 
B

efreiungskrieg (1919 – 1922) zum
 Erfolg.

 · D
er V

ertrag von Sèvres w
urde dam

it hinfällig, im
 Friedensver-

trag von Lausanne (D
 

) w
urden 1923 die heutigen G

renzen 
der T

ürkei festgelegt. Für A
tatürk w

ar dam
it der W

eg zur 
R

evolution und G
ründung der R

epublik geebnet. 

D
as Traum

a der Besatzung und des Souveränitätsverlusts w
irkt 

in der Türkei bis heute nach. D
er G

ründervater Atatürk ist auch 
nach 100 Jahren als N

ationalgut allgegenw
ärtig.

 
Im

 Friedensvertrag von Lausanne w
urde 1923 ein B

evöl- 
 

kerungsaustausch zw
ischen der T

ürkei und G
riechenland 

vereinbart, um
 ethnische Spannungen und G

renzstreitigkeiten zu 
verm

eiden. Für die T
ürkei bildete die m

uslim
ische R

eligionszuge-
hörigkeit die G

rundlage des N
ationalstaats, die kurdische 

B
evölkerung w

urde dieser zugerechnet.  

D
ie Ä

ra bis zum
 Tod Atatürks 1938

D
ie 1923 ausgerufene Republik sollte eine N

euorientierung  
und M

odernisierung nach w
estlichem

 Vorbild auf vielen  
Ebenen bew

irken.  
Im

 Staatsw
esen z. B

. durch:
 · Abschaffung des Sultanats (bereits 1922)
 · Eröffnung der N

ationalversam
m

lung (1923), neue Verfassung 
(1924), neues Straf- und Zivilrecht (1926)
 · Einführung des Laizism

us (Trennung von Staat und Religion): 
Islam

 nicht m
ehr Staatsreligion (1928)

Im
 religiösen Leben z. B

. durch:
 · Abschaffung des Kalifats (geistliche Führerschaft), G

ründung 
der Religionsbehörde D

iyanet (1924)
 · Abschaffung der arabischen Schrift (1928), Einführung des 
türkischen (anstelle des arabischen) G

ebetsrufs (1932)

In der G
esellschaft z. B

. durch:
 · Koedukation (gem

einsam
er U

nterricht) von M
ädchen und  

Jungen (1924), Einführung des lateinischen Alphabets (1928)
 · W

ahlrecht für Frauen (1930)
 · Einführung von Fam

iliennam
en (1934): M

ustafa Kem
al erhielt 

den Fam
iliennam

en „Atatürk“ („Vater der Türken“)

D
ie Folgen der republikanischen Revolution:

 
R

von oben verordneter U
m

bau von Staat und G
esellschaft: 

fehlende gesellschaftliche A
kzeptanz

 
R

kein dem
okratischer A

nsatz, stattdessen „Ein-Parteien-  
und Ein-Führer-Prinzip“ (A

tatürk)
 
R

ein Staatsvolk („T
ürken“), eine A

m
tssprache („T

ürkisch“)

D
ie Folgen sind bis heute spürbar: D

ie Spannungen in der 
 G

esellschaft verlaufen zw
ischen säkular-m

odernen und m
usli-

m
isch-konservativen Lebensentw

ürfen.

D
as türkische Präsidialsystem

   
N

ach seiner D
irektw

ahl zum
 Präsidenten 2014 w

ar Erdoğan m
it 

seiner Rolle als Repräsentant des Staates ohne Exekutivgew
alt 

im
 parlam

entarischen System
 nicht einverstanden. D

as darauf-
hin geschaffene Präsidialsystem

 w
eist eine erhebliche M

acht-
konzentration in allen zentralen Politikbereichen auf und ist ein 
G

rund für die politische Polarisierung der G
esellschaft.  

D
er Präsident/die Präsidentin …

 · w
ird für fünf Jahre gew

ählt, w
enn er/sie im

 ersten W
ahlgang 

oder in der Stichw
ahl über 50 Prozent der Stim

m
en erhält. 

D
as A

m
t kann höchstens zw

eim
al ausgeübt w

erden (A
rtikel 

101). A
ber: W

enn die N
ationalversam

m
lung N

euw
ahlen w

äh-
rend der zw

eiten A
m

tszeit ansetzt, kann eine dritte folgen.
 · kann das Parlam

ent auflösen (A
rt. 116). 

 · steht an der Spitze der Exekutive (A
rt. 104) m

it K
abinett und 

öffentlicher V
erw

altung. D
as A

m
t des M

inisterpräsidenten 
gibt es seit 2017 nicht m

ehr.
 · ernennt die G

ouverneure/-innen (V
ali), die in den 81 Provinzen 

der T
ürkei m

it den Landräten (K
aym

akam
) der öffent lichen 

V
erw

altung des Zentralstaates vorstehen und die Exekutive 
vor O

rt bilden. Sie haben m
ehr Befugnisse als der/die gew

ählte 
(O

ber)Bürgerm
eister/-in. 

 · kann G
esetze des Parlam

ents verkünden, diese an das Parla-
m

ent zurückverw
eisen, vor dem

 V
erfassungsgericht anfechten 

oder zur V
olksabstim

m
ung bringen und durch Präsidialdekre-

te (V
erordnungen) selbst gesetzgeberisch tätig w

erden.
 · ernennt vier von 13 M

itgliedern des „R
ates der R

ichter und 
Staatsanw

älte“, des zentralen K
ontroll- und A

ufsichtsorgans 
über das Justizw

esen. Sieben M
itglieder w

ählt das Parlam
ent, 

den V
orsitz und einen w

eiteren Sitz haben der/die Justizm
inis-

ter/-in und sein/ihre Staatssekretär/-in inne (A
rt. 159).

Fehlende M
achtbalance im

 türkischen Präsidialsystem

Seit 2017 (D
 

) ist die G
ew

altenteilung bei parlam
entarischer 

M
ehrheit für den Präsidenten/die Präsidentin praktisch aufge-

hoben. Exekutive und Legislative sind in einer H
and: D

ie Loyali-
tät des Kabinetts und der Regierungsm

ehrheit in der N
ational-

versam
m

lung gilt dem
 Präsidenten/der Präsidentin.

 · D
ie Judikative (R

echtsprechung m
it Zivil-, Straf- und V

er-
w

altungsgerichtsbarkeit) ist über den „R
at der R

ichter und 
Staatsanw

älte“ einem
 starken Einfluss des Präsidenten/der 

Präsidentin ausgesetzt.
 · Lediglich das V

erfassungsgericht hat seine K
om

petenzen 
nicht eingebüßt. Es hat auch die K

ontrollbefugnis über die 
Präsidialdekrete. Langfristig kann seine Zusam

m
ensetzung 

aber vom
 Präsidenten/von der Präsidentin und seiner/ihrer 

M
ehrheit beeinflusst w

erden.
 · Es fehlt ein System

 der C
hecks and B

alances, also der 
K

ontrolle und des A
usgleichs zur A

ufrechterhaltung der 
G

ew
altenteilung w

ie in den U
SA

 (D
 Spicker N

r. 19, S. 3).
 · D

ie M
edien als „vierte G

ew
alt“ üben keine K

ontrollfunktion 
gegenüber der R

egierung aus, da sie bis auf w
enige oppositio-

nelle M
edien regierungsnah eingestellt sind.

 
R

 Bei W
ahlen herrschen ungleiche W

ettbew
erbsbedingungen. 

D
ie Folge ist ein Präsidialsystem

 m
it einer politischen M

acht-
fülle und gesellschaftlichen D

urchdringungskraft des Präsiden-
ten/der Präsidentin, w

ie nicht einm
al Atatürk sie besaß.

 
D

ie derzeitige türkische V
erfassung stam

m
t aus dem

 Jahr  
 

1982 und w
urde von der M

ilitärführung nach deren P
utsch 

1980 per R
eferendum

 durchgesetzt. D
ie V

erfassungsänderung 
2017 betraf nur die politischen B

estim
m

ungen zur U
m

setzung des 
Präsidialsystem

s.

Parlam
ent & Parteien im

 türkischen Präsidialsystem

R
echte laut Verfassung

K
ritik

Das Parlam
ent („G

roße Nationalver-
sam

m
lung der Türkei“) besteht aus 

600 Abgeordneten (Artikel 75).

Parlam
ents- und Präsidentschafts-

w
ahlen finden alle fünf Jahre am

 
gleichen Tag statt (Art. 77). 

Das Abhalten beider W
ahlen 

am
 gleichen Tag erschw

ert 
die M

öglichkeit des parla-
m

entarischen G
egenge-

w
ichts.

Neben seiner G
esetzgebungsfunkti-

on (Art. 87) hat das Parlam
ent Infor-

m
ations- und Kontrollrechte (Art. 98). 

Das Budgetrecht obliegt dem
 Präsi-

denten/der Präsidentin (Art. 161).

Es hat die Funktion eines 
„Aufsichtsorgans“, ohne 
über echte Druckm

ittel ge-
genüber dem

 Präsidenten/
der Präsidentin zu verfügen.

Das Parlam
ent kann m

it einer 
3/5-M

ehrheit Neuw
ahlen beschlie-

ßen (Art. 116). 

H
ohe H

ürden für N
euw

ahlen

3/5-M
ehrheit nötig zur Einleitung 

eines strafrechtlichen Verfahrens 
gegen Präsident/-in und Kabinett 
(Art. 105) sow

ie 2/3-M
ehrheit für die 

W
eiterleitung des Berichts (Art. 106) 

an das Verfassungsgericht („Straf-
gerichtshof“, Art. 148) 

Ein parteiisches Regierungs-
oberhaupt m

it um
fassender 

Exekutivgew
alt und Einfluss 

auf die Judikative ist bei ent-
sprechenden M

ehrheitsver-
hältnissen kaum

 belangbar.

Das türkische Parteiensystem
 ist durch zentrale ideologisch- 

politische Ström
ungen gekennzeichnet, die sich schw

er in das in 
D

eutschland bekannte Rechts-Links-Schem
a einordnen lassen. 

D
ie politische Polarisierung und die gesellschaftliche Spaltung 

haben sich im
 Präsidialsystem

 Erdoğans verschoben: w
eg von 

ideologischen D
ifferenzen bei der W

ahlentscheidung, hin zur 
Frage „Pro-“ oder „C

ontra- Erdoğan“ und dam
it „Pro Präsidial-

system
“ oder „Pro Parlam

entarische D
em

okratie“. D
iese Lager-

bildung führte zur Entstehung von W
ahlallianzen, vor allem

 um
 

die 7-Prozent-H
ürde zum

 Einzug ins Parlam
ent, aber auch die 

50-Prozent-H
ürde bei den Präsidentschaftsw

ahlen zu übersprin-
gen. Im

 Parlam
ent sind derzeit insgesam

t 15 Parteien vertreten, 
zum

 Teil über W
ahlallianzen. 2023 zogen folgende Allianzen bzw. 

Parteien ins Parlam
ent ein: 

„Volk“
„N

ation“ ** 
„Arbeit und  
Freiheit“

Partei für G
erechtigkeit 

und Entw
icklung (AKP)*

D
  religiös- konservativ

Republikanische 
Volkspartei (CHP)*
D

  laizistisch- 
republikanisch

G
rün-Linke Partei 

(YSP, Ersatz  
für von Verbot 
 bedrohte HDP)*
D

 prokurdisch
Partei der Nationalisti-
schen Bew

egung (M
HP)*

D
  nationalistisch- 
pantürkisch

Iyi-Partei 
(G

ute Partei)*
D

 nationalistisch
Türkische 
Arbeiterpartei (TIP)
D

 links
Splitterparteien, u.a. Neue 
W

ohlfahrtspartei (YRP)
D

 ultrareligös

Splitterparteien
D

  religiös, liberal- 
konservativ

* 7-Prozent-H
ürde erreicht   ** nach der Stichw

ahl zerbrochen

 V
on A

tatürk bis Erdoğan dom
iniert der Personenkult die  

 
türkische Politik und Parteienlandschaft. Innerparteiliche 

D
em

okratie kennen die w
enigsten türkischen Parteien. D

er 
Parteivorsitzende bestim

m
t die A

ufstellung für die Parlam
ents-

w
ahlen ebenso w

ie für die Parteigrem
ien. Im

 Präsidialsystem
 ist  

die A
K

P als größte V
olkspartei der T

ürkei zum
 Spiegelbild des 

politischen W
illens von Staatspräsident Erdoğan gew

orden.

Politische Entw
icklung nach 1950

 · Das Einparteiensystem
 m

it der von Atatürk gegründeten 
C

H
P (D

 S. 8) endet m
it dem

 Sieg der D
em

okratischen Partei 
bei den ersten freien W

ahlen.

 · D
ie Türkei w

ird zu einer Art „überw
achten D

em
okratie“,  

in der sich das M
ilitär zum

 „W
ächter“ berufen fühlt und 1960 

sow
ie 1980 einen Putsch durchführt.

 · D
eutschland (D

.) schließt ein A
nw

erbeabkom
m

en m
it 

der T
ürkei.

 · H
eute leben 2,8 M

io. T
ürkeistäm

m
ige in D

. 
 · 54 Prozent davon haben die deutsche Staatsangehörig-
keit. M

ehr als jede/-r Zw
eite ist in D

. geboren (53 Prozent). 
 · Seit 2014 besteht ein W

ahlrecht für türkische Staatsan-
gehörige im

 A
usland, bei den Stichw

ahlen 2023 betrug 
die W

ahlbeteiligung in D
. 50,5 Prozent.

 · D
ie durch das A

bkom
m

en entstandenen zivilgesell-
schaftlichen V

erflechtungen zw
ischen D

. und der T
ürkei 

beeinflussen sow
ohl die zw

ischenstaatlichen B
eziehun-

gen als auch die Integrationsdebatten in D
eutschland.

 · D
ie von Recep Tayyip Erdoğan gegründete  AK

P gew
innt die 

absolute M
ehrheit im

 Parlam
ent.

 · Erdoğan führt die Regierung bis dahin als M
inisterpräsident 

und w
ird nun der erste direkt vom

 Volk gew
ählte Präsident.

 · Einen gescheiterten Putschversuch nutzt er, um
 das 

Staatssystem
 um

zubauen. M
it dem

 Verfassungsreferendum
 

im
 Jahr darauf w

ird das Präsidialsystem
 (D

 S. 5/6) m
it 

knapper M
ehrheit („Ja“-Stim

m
en: 51,41%

, „N
ein“: 48,59%

) 
eingeführt. Erdoğan gew

innt daraufhin die Präsidentschafts-
w

ahlen 2018 und 2023.  
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D
ie W

urzeln der heutigen Türkei
Am

 29. O
ktober 1923 rief M

ustafa Kem
al Atatürk die Republik 

Türkei aus. D
iese folgte auf das O

sm
anische Reich, das 1918 

zusam
m

en m
it den verbündeten M

ittelm
ächten (D

eutsches 
Reich, Ö

sterreich-U
ngarn, Bulgarien) kapituliert hatte, w

om
it 

der Erste W
eltkrieg endete. So kam

 es zur Republikgründung:

 · D
ie N

iederlage führte 1920 zum
 D

iktatfrieden von Sèvres, 
der eine Zerstückelung des Landes unter V

erbleib eines 
türkischen R

um
pfstaates vorsah. D

er osm
anische Sultan im

 
besetzten Istanbul w

urde zum
 Statthalter der Siegerm

ächte 
G

roßbritannien, Frankreich und Italien herabgesetzt. V
on 

ihnen hing nun das Ü
berleben der einstigen W

eltm
acht ab. 

 · Im
 Jahr zuvor (1919) w

ar G
riechenland in A

natolien ein-
m

arschiert. M
ustafa K

em
al, Feldherr im

 Ersten W
eltkrieg, 

organisierte die türkische B
efreiungsbew

egung, bildete 
eine N

ationalversam
m

lung und führte in ihrem
 A

uftrag den 
B

efreiungskrieg (1919 – 1922) zum
 Erfolg.

 · D
er V

ertrag von Sèvres w
urde dam

it hinfällig, im
 Friedensver-

trag von Lausanne (D
 

) w
urden 1923 die heutigen G

renzen 
der T

ürkei festgelegt. Für A
tatürk w

ar dam
it der W

eg zur 
R

evolution und G
ründung der R

epublik geebnet. 

D
as Traum

a der Besatzung und des Souveränitätsverlusts w
irkt 

in der Türkei bis heute nach. D
er G

ründervater Atatürk ist auch 
nach 100 Jahren als N

ationalgut allgegenw
ärtig.

 
Im

 Friedensvertrag von Lausanne w
urde 1923 ein B

evöl- 
 

kerungsaustausch zw
ischen der T

ürkei und G
riechenland 

vereinbart, um
 ethnische Spannungen und G

renzstreitigkeiten zu 
verm

eiden. Für die T
ürkei bildete die m

uslim
ische R

eligionszuge-
hörigkeit die G

rundlage des N
ationalstaats, die kurdische 

B
evölkerung w

urde dieser zugerechnet.  

D
ie Ä

ra bis zum
 Tod Atatürks 1938

D
ie 1923 ausgerufene Republik sollte eine N

euorientierung  
und M

odernisierung nach w
estlichem

 Vorbild auf vielen  
Ebenen bew

irken.  
Im

 Staatsw
esen z. B

. durch:
 · Abschaffung des Sultanats (bereits 1922)
 · Eröffnung der N

ationalversam
m

lung (1923), neue Verfassung 
(1924), neues Straf- und Zivilrecht (1926)
 · Einführung des Laizism

us (Trennung von Staat und Religion): 
Islam

 nicht m
ehr Staatsreligion (1928)

Im
 religiösen Leben z. B

. durch:
 · Abschaffung des Kalifats (geistliche Führerschaft), G

ründung 
der Religionsbehörde D

iyanet (1924)
 · Abschaffung der arabischen Schrift (1928), Einführung des 
türkischen (anstelle des arabischen) G

ebetsrufs (1932)

In der G
esellschaft z. B

. durch:
 · Koedukation (gem

einsam
er U

nterricht) von M
ädchen und  

Jungen (1924), Einführung des lateinischen Alphabets (1928)
 · W

ahlrecht für Frauen (1930)
 · Einführung von Fam

iliennam
en (1934): M

ustafa Kem
al erhielt 

den Fam
iliennam

en „Atatürk“ („Vater der Türken“)

D
ie Folgen der republikanischen Revolution:

 
R

von oben verordneter U
m

bau von Staat und G
esellschaft: 

fehlende gesellschaftliche A
kzeptanz

 
R

kein dem
okratischer A

nsatz, stattdessen „Ein-Parteien-  
und Ein-Führer-Prinzip“ (A

tatürk)
 
R

ein Staatsvolk („T
ürken“), eine A

m
tssprache („T

ürkisch“)

D
ie Folgen sind bis heute spürbar: D

ie Spannungen in der 
 G

esellschaft verlaufen zw
ischen säkular-m

odernen und m
usli-

m
isch-konservativen Lebensentw

ürfen.

D
as türkische Präsidialsystem

   
N

ach seiner D
irektw

ahl zum
 Präsidenten 2014 w

ar Erdoğan m
it 

seiner Rolle als Repräsentant des Staates ohne Exekutivgew
alt 

im
 parlam

entarischen System
 nicht einverstanden. D

as darauf-
hin geschaffene Präsidialsystem

 w
eist eine erhebliche M

acht-
konzentration in allen zentralen Politikbereichen auf und ist ein 
G

rund für die politische Polarisierung der G
esellschaft.  

D
er Präsident/die Präsidentin …

 · w
ird für fünf Jahre gew

ählt, w
enn er/sie im

 ersten W
ahlgang 

oder in der Stichw
ahl über 50 Prozent der Stim

m
en erhält. 

D
as A

m
t kann höchstens zw

eim
al ausgeübt w

erden (A
rtikel 

101). A
ber: W

enn die N
ationalversam

m
lung N

euw
ahlen w

äh-
rend der zw

eiten A
m

tszeit ansetzt, kann eine dritte folgen.
 · kann das Parlam

ent auflösen (A
rt. 116). 

 · steht an der Spitze der Exekutive (A
rt. 104) m

it K
abinett und 

öffentlicher V
erw

altung. D
as A

m
t des M

inisterpräsidenten 
gibt es seit 2017 nicht m

ehr.
 · ernennt die G

ouverneure/-innen (V
ali), die in den 81 Provinzen 

der T
ürkei m

it den Landräten (K
aym

akam
) der öffent lichen 

V
erw

altung des Zentralstaates vorstehen und die Exekutive 
vor O

rt bilden. Sie haben m
ehr Befugnisse als der/die gew

ählte 
(O

ber)Bürgerm
eister/-in. 

 · kann G
esetze des Parlam

ents verkünden, diese an das Parla-
m

ent zurückverw
eisen, vor dem

 V
erfassungsgericht anfechten 

oder zur V
olksabstim

m
ung bringen und durch Präsidialdekre-

te (V
erordnungen) selbst gesetzgeberisch tätig w

erden.
 · ernennt vier von 13 M

itgliedern des „R
ates der R

ichter und 
Staatsanw

älte“, des zentralen K
ontroll- und A

ufsichtsorgans 
über das Justizw

esen. Sieben M
itglieder w

ählt das Parlam
ent, 

den V
orsitz und einen w

eiteren Sitz haben der/die Justizm
inis-

ter/-in und sein/ihre Staatssekretär/-in inne (A
rt. 159).

Fehlende M
achtbalance im

 türkischen Präsidialsystem

Seit 2017 (D
 

) ist die G
ew

altenteilung bei parlam
entarischer 

M
ehrheit für den Präsidenten/die Präsidentin praktisch aufge-

hoben. Exekutive und Legislative sind in einer H
and: D

ie Loyali-
tät des Kabinetts und der Regierungsm

ehrheit in der N
ational-

versam
m

lung gilt dem
 Präsidenten/der Präsidentin.

 · D
ie Judikative (R

echtsprechung m
it Zivil-, Straf- und V

er-
w

altungsgerichtsbarkeit) ist über den „R
at der R

ichter und 
Staatsanw

älte“ einem
 starken Einfluss des Präsidenten/der 

Präsidentin ausgesetzt.
 · Lediglich das V

erfassungsgericht hat seine K
om

petenzen 
nicht eingebüßt. Es hat auch die K

ontrollbefugnis über die 
Präsidialdekrete. Langfristig kann seine Zusam

m
ensetzung 

aber vom
 Präsidenten/von der Präsidentin und seiner/ihrer 

M
ehrheit beeinflusst w

erden.
 · Es fehlt ein System

 der C
hecks and B

alances, also der 
K

ontrolle und des A
usgleichs zur A

ufrechterhaltung der 
G

ew
altenteilung w

ie in den U
SA

 (D
 Spicker N

r. 19, S. 3).
 · D

ie M
edien als „vierte G

ew
alt“ üben keine K

ontrollfunktion 
gegenüber der R

egierung aus, da sie bis auf w
enige oppositio-

nelle M
edien regierungsnah eingestellt sind.

 
R

 Bei W
ahlen herrschen ungleiche W

ettbew
erbsbedingungen. 

D
ie Folge ist ein Präsidialsystem

 m
it einer politischen M

acht-
fülle und gesellschaftlichen D

urchdringungskraft des Präsiden-
ten/der Präsidentin, w

ie nicht einm
al Atatürk sie besaß.

 
D

ie derzeitige türkische V
erfassung stam

m
t aus dem

 Jahr  
 

1982 und w
urde von der M

ilitärführung nach deren P
utsch 

1980 per R
eferendum

 durchgesetzt. D
ie V

erfassungsänderung 
2017 betraf nur die politischen B

estim
m

ungen zur U
m

setzung des 
Präsidialsystem

s.

Parlam
ent & Parteien im

 türkischen Präsidialsystem

R
echte laut Verfassung

K
ritik

Das Parlam
ent („G

roße Nationalver-
sam

m
lung der Türkei“) besteht aus 

600 Abgeordneten (Artikel 75).

Parlam
ents- und Präsidentschafts-

w
ahlen finden alle fünf Jahre am

 
gleichen Tag statt (Art. 77). 

Das Abhalten beider W
ahlen 

am
 gleichen Tag erschw

ert 
die M

öglichkeit des parla-
m

entarischen G
egenge-

w
ichts.

Neben seiner G
esetzgebungsfunkti-

on (Art. 87) hat das Parlam
ent Infor-

m
ations- und Kontrollrechte (Art. 98). 

Das Budgetrecht obliegt dem
 Präsi-

denten/der Präsidentin (Art. 161).

Es hat die Funktion eines 
„Aufsichtsorgans“, ohne 
über echte Druckm

ittel ge-
genüber dem

 Präsidenten/
der Präsidentin zu verfügen.

Das Parlam
ent kann m

it einer 
3/5-M

ehrheit Neuw
ahlen beschlie-

ßen (Art. 116). 

H
ohe H

ürden für N
euw

ahlen

3/5-M
ehrheit nötig zur Einleitung 

eines strafrechtlichen Verfahrens 
gegen Präsident/-in und Kabinett 
(Art. 105) sow

ie 2/3-M
ehrheit für die 

W
eiterleitung des Berichts (Art. 106) 

an das Verfassungsgericht („Straf-
gerichtshof“, Art. 148) 

Ein parteiisches Regierungs-
oberhaupt m

it um
fassender 

Exekutivgew
alt und Einfluss 

auf die Judikative ist bei ent-
sprechenden M

ehrheitsver-
hältnissen kaum

 belangbar.

Das türkische Parteiensystem
 ist durch zentrale ideologisch- 

politische Ström
ungen gekennzeichnet, die sich schw

er in das in 
D

eutschland bekannte Rechts-Links-Schem
a einordnen lassen. 

D
ie politische Polarisierung und die gesellschaftliche Spaltung 

haben sich im
 Präsidialsystem

 Erdoğans verschoben: w
eg von 

ideologischen D
ifferenzen bei der W

ahlentscheidung, hin zur 
Frage „Pro-“ oder „C

ontra- Erdoğan“ und dam
it „Pro Präsidial-

system
“ oder „Pro Parlam

entarische D
em

okratie“. D
iese Lager-

bildung führte zur Entstehung von W
ahlallianzen, vor allem

 um
 

die 7-Prozent-H
ürde zum

 Einzug ins Parlam
ent, aber auch die 

50-Prozent-H
ürde bei den Präsidentschaftsw

ahlen zu übersprin-
gen. Im

 Parlam
ent sind derzeit insgesam

t 15 Parteien vertreten, 
zum

 Teil über W
ahlallianzen. 2023 zogen folgende Allianzen bzw. 

Parteien ins Parlam
ent ein: 

„Volk“
„N

ation“ ** 
„Arbeit und  
Freiheit“

Partei für G
erechtigkeit 

und Entw
icklung (AKP)*

D
  religiös- konservativ

Republikanische 
Volkspartei (CHP)*
D

  laizistisch- 
republikanisch

G
rün-Linke Partei 

(YSP, Ersatz  
für von Verbot 
 bedrohte HDP)*
D

 prokurdisch
Partei der Nationalisti-
schen Bew

egung (M
HP)*

D
  nationalistisch- 
pantürkisch

Iyi-Partei 
(G

ute Partei)*
D

 nationalistisch
Türkische 
Arbeiterpartei (TIP)
D

 links
Splitterparteien, u.a. Neue 
W

ohlfahrtspartei (YRP)
D

 ultrareligös

Splitterparteien
D

  religiös, liberal- 
konservativ

* 7-Prozent-H
ürde erreicht   ** nach der Stichw

ahl zerbrochen

 V
on A

tatürk bis Erdoğan dom
iniert der Personenkult die  

 
türkische Politik und Parteienlandschaft. Innerparteiliche 

D
em

okratie kennen die w
enigsten türkischen Parteien. D

er 
Parteivorsitzende bestim

m
t die A

ufstellung für die Parlam
ents-

w
ahlen ebenso w

ie für die Parteigrem
ien. Im

 Präsidialsystem
 ist  

die A
K

P als größte V
olkspartei der T

ürkei zum
 Spiegelbild des 

politischen W
illens von Staatspräsident Erdoğan gew

orden.

Politische Entw
icklung nach 1950

 · Das Einparteiensystem
 m

it der von Atatürk gegründeten 
C

H
P (D

 S. 8) endet m
it dem

 Sieg der D
em

okratischen Partei 
bei den ersten freien W

ahlen.

 · D
ie Türkei w

ird zu einer Art „überw
achten D

em
okratie“,  

in der sich das M
ilitär zum

 „W
ächter“ berufen fühlt und 1960 

sow
ie 1980 einen Putsch durchführt.

 · D
eutschland (D

.) schließt ein A
nw

erbeabkom
m

en m
it 

der T
ürkei.

 · H
eute leben 2,8 M

io. T
ürkeistäm

m
ige in D

. 
 · 54 Prozent davon haben die deutsche Staatsangehörig-
keit. M

ehr als jede/-r Zw
eite ist in D

. geboren (53 Prozent). 
 · Seit 2014 besteht ein W

ahlrecht für türkische Staatsan-
gehörige im

 A
usland, bei den Stichw

ahlen 2023 betrug 
die W

ahlbeteiligung in D
. 50,5 Prozent.

 · D
ie durch das A

bkom
m

en entstandenen zivilgesell-
schaftlichen V

erflechtungen zw
ischen D

. und der T
ürkei 

beeinflussen sow
ohl die zw

ischenstaatlichen B
eziehun-

gen als auch die Integrationsdebatten in D
eutschland.

 · D
ie von Recep Tayyip Erdoğan gegründete  AK

P gew
innt die 

absolute M
ehrheit im

 Parlam
ent.

 · Erdoğan führt die Regierung bis dahin als M
inisterpräsident 

und w
ird nun der erste direkt vom

 Volk gew
ählte Präsident.

 · Einen gescheiterten Putschversuch nutzt er, um
 das 

Staatssystem
 um

zubauen. M
it dem

 Verfassungsreferendum
 

im
 Jahr darauf w

ird das Präsidialsystem
 (D

 S. 5/6) m
it 

knapper M
ehrheit („Ja“-Stim

m
en: 51,41%

, „N
ein“: 48,59%

) 
eingeführt. Erdoğan gew

innt daraufhin die Präsidentschafts-
w

ahlen 2018 und 2023.  
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Spicker – der Wissensspeicher zum Selberbasteln
Die wichtigsten Informationen zu Themen aus Politik und Gesellschaft 
zusammengefasst auf einer DIN-A4-Seite und zum Falten für die Hosentasche

Fragen, Kritik, Anregungen?  
edu@bpb.de

Vorab: Den Spicker aus dem Heft heraustren-
nen. Beim Kopieren der herausgetrennten 
Seite 0,5 cm Abstand zur Außenkante des 
Scanners lassen. Noch besser: den Spicker 
als PDF herunterladen und in der gewünsch-
ten Anzahl auf A4 ausdrucken (bei den 
Druckereinstellungen darauf achten, dass 
in Originalgröße gedruckt wird)

1. Das Blatt quer mittig falten, die bedruckte 
Seite zeigt nach außen

2. Einen der beiden Ränder bis zur Mittelfalte 
falten

3. Den anderen Rand bis zur Mittelfalte falten 4. Das Blatt wieder entfalten und diesmal längs 
mittig falten, die bedruckte Seite zeigt nach 
außen

5. Jetzt wieder quer falten und mit einer Schere 
entlang der gestrichelten roten Linie schneiden

6. Das Blatt wieder entfalten und erneut längs 
mittig falten; dann von beiden Enden so 
zusammendrücken, dass die eingeschnit-
tene Mitte auseinandergeht

7. Jetzt bis zum Anschlag drücken 8. Den Ausdruck nun von links so zusammen-
falten, dass das Titelblatt oben ist. Jetzt ist 
es ein echter Spicker, der in die Hosentasche 
passt!

Die aktuellen und alle bereits erschiene-
nen Spicker gibts zum Download unter
bpb.de/spicker oder als Beilage in der 
aktuellen Themenblätter-Ausgabe!
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